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Freie Wähler kritisieren den Alleingang des Oberbürgermeisters 
zum Thema „Modellversuch – Tempo 30“ 
 

Die Fraktion der Freien Wähler übt heftige Kritik am Vorgehgen der Verwaltung und 
des Oberbürgermeisters Horn bezüglich seines Schreibens an 
Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer, in dem für Freiburg ein Modellversuch 
„Tempo 30“ vorgeschlagen wird. 

 
Nachdem derartige - mit dem Gemeinderat nicht abgestimmten - Aktionen, wie 
beispielsweise beim Mietmoratorium für die Freiburger Stadtbau schon kritisiert 
wurden, ist dies ein erneuter Alleingang des Oberbürgermeisters zu einem Thema 
mit weitreichender Bedeutung.  

 
„Eine Großstadt wie Freiburg“, so der Fraktionsvorsitzende Dr. Johannes Gröger, 
„kann nicht wie ein inhabergeführtes Einzelunternehmen regiert werden“.  

 
Den phrasenhaften Mantras des Oberbürgermeisters, in Sachen Kommunikation 
und Zuhören sollten nun endlich auch Taten folgen.  

 
Auch wenn hierdurch vielleicht die ein oder andere Schlagzeile, oder der ein oder 
andere Post auf Titter, Instagramm oder Facebook „verloren“ geht.  
 
Die Fraktion der Freien Wähler hat bereits zwei Schreiben an die Verwaltung 
gerichtet, die auf die unverständlichen und unübersichtlichen 
Geschwindigkeitsregulierungen innerhalb der Stadt hingewiesen haben und 
deshalb eine Überprüfung auf ein einheitliches Tempolimit von 40km/h angefragt. 
Der Vorschlag, die Stadt solle einen Modellversuch für eine flächendeckende 
einheitliche Regelung zur Höchstgeschwindigkeit starten, wurde noch im Juni 2020 
so beantwortet, dass die Verwaltung diesem Vorschlag zwar offen gegenüber steht, 
„jüngst aber ein entsprechender Vorstoß unsererseits sowohl vom 
Bundesverkehrsministerium als auch vom Ministerium für Verkehr Baden-
Württemberg aus rechtlichen Gründen abgelehnt wurde“. „Es stellt sich für uns nun 
schon die Frage, wie ernstgemeint der Vorstoß der Stadt Freiburg war“, so Dr. 
Johannes Gröger. 

 
 


